
Zweifelsfragen, die sich hinsichtlich des Vorliegens 
dieser Voraussetzungen in der Zwischenzeit, ergeben 
hatten, und legt das Verfahren für den Schulderlaß 
fest.

Einer der wichtigsten Rohstoffe im Bauwesen, das 
Nutzholz, ist. bekanntlich infolge des Raubbaus der 
Kriegswirtschaft und infolge unserer ständig wachsen­
den Baubedürfnisse eine Mangelware; deshalb verdie­
nen die Maßnahmen, die sich aus der Bekanntmachung 
des Beschlusses des Ministerrats über die Erweiterung 
der Austauschproduktion für Holz und zur weiteren 
Einsparung von Holz vom 29. September 1955 (GBl. I 
S. 681) ergeben, das höchste Interesse. Der umfang­
reiche Beschluß zeigt in vier Abschnitten, wie die Lücke 
zwischen dem bestehenden Rohholzbedarf und dem 
eigenen Aufkommen durch die Produktion von Aus­
tauschstoffen (insbesondere Hartfaser- und Span­
platten), durch verbesserten Holzschutz, durch An­
wendung der lamellierten Verbundbauweise, die die 
Einsparung großer Quantitäten hochwertigen Holzes 
ermöglicht, und durch weitere Maßnahmen ausgefüllt 
werden kann und muß.

Mit der Anweisung über die Erstattung der Mehr­
kosten bei der Durchführung der Winterbauarbeiten 
bei Investitionsbauvorhaben im IV. Quartal 1955 und 
im Planjahr 1956 vom 15. Oktober 1955 (GBl. II S. 400) 
werden die finanziellen Voraussetzungen für das in den 
letzten Jahren immer entschiedener geförderte Winter­
bauen geschaffen, soweit es sich um die zusätzliche Be­
willigung von Investitionsmitteln handelt. Die Bau­
betriebe haben Kostenanschläge der durch die Fort­
setzung von Bauarbeiten im Winter entstehenden zu­
sätzlichen Baukosten vorzulegen, auf Grund deren die 
Deutsche Investitionsbank nach Überprüfung eine Er­
klärung darüber abzugeben hat, bis zu welcher Summe 
sie die Zahlungsbereitschaft übernimmt.

Um sicherzustellen, daß neue Bauvorhaben in 
funktioneller, konstruktiver, wirtschaftlicher, städte­
baulicher und baukünstlerischer Hinsicht den Anforde­
rungen entsprechen, wurde im Jahre 1953 die sog. 
Architekturkontrolle eingeführt. Durch die Anordnung 
über die Durchführung der Architekturkontrolle vom 
18. November 1955 (GBl. I S. 844) werden die Zu­
ständigkeiten für die Durchführung dieser Kontrolle 
neu geordnet und das Verfahren in den Einzelheiten 
geregelt. Auch die den Kontrollorganen für ihre Arbeit 
gestellten Fristen sind neu bestimmt; sie betragen bei 
den untersten Organen für die weniger umfangreichen 
Bauten, nämlich dem Hauptarchitekten beim Rat des 
Bezirks oder Chefarchitekten beim Rat einer Aufbau­
stadt, 14 Tage, bei dem obersten Kontrollorgan, näm­
lich dem Beirat für das Bauwesen beim Ministerrat, 
42 Tage.

Auf dem Gebiet der L a n d w i r t s c h a f t  ist vor 
allem die neue Verordnung über die Pflichtablieferung 
und den Verkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse vom 
10. November 1955 (GBl. I S. 801) zu nennen. Nachdem 
sich die Ablieferung in den beiden letzten Jahren auf 
der Grundlage der Verordnung vom 14. Oktober 1953 und 
ihrer Durchführungsbestimmungen abgewickelt hatte, 
wird nunmehr, offenbar der besseren Übersichtlichkeit 
halber, die gesamte Materie neu zusammengestellt, 
ohne daß sich grundsätzliche sachliche Änderungen er­
geben; die Präambel sagt dazu: „Das System der 
Pflichtablieferung und des Verkaufs landwirtschaft­
licher Erzeugnisse wird auf der Grundlage der bis­
herigen Regelungen auch im Jahre 1956 beibehalten.“ 
Wichtig ist § 65, wonach bis auf bestimmte Ausnahmen 
sämtliche bisherigen gesetzlichen Bestimmungen über 
Pflichtablieferung und Aufkauf außer Kraft treten.

Eine für die Entwicklung der Maschinen-Traktoren- 
Stationen aufschlußreiche Gesetzgebung betrifft die 
Methode ihrer Finanzierung. Im Hinblick auf die 
politischen Aufgaben der MTS war es nicht möglich, 
ihre Finanzierung nach dem Prinzip der wirtschaft­
lichen Rechnungsführung zu organisieren, vielmehr 
wurden sie aus dem Staatshaushalt finanziert. Diese 
Regelung aus dem Jahre 1953 wurde zunächst durch 
die Verordnung über die Aufhebung der Verordnung 
über die Finanzierung der Maschinen-Traktoren-Statio­
nen vom 24. November 1955 (GBl. I S. 853) aufgehoben;

an ihre Stelle traten vier Anordnungen über die 
Finanzierung der Maschinen-Traktoren-Stationen (MTS)
vom 6. Dezember 1955 (GBl. I S. 991, 994, 995). Auch die 
neue Regelung gibt die Finanzierung „nach dem Brutto- 
Prinzip aus dem Staatshaushalt“ nicht auf, jedoch tritt 
in ihr klar in Erscheinung, daß es eich im Falle der 
MTS um eine besondere Form der Anwendung des 
Brutto-Prinzips handelt: sie arbeiten, wie § 6 Abs. 4 
des MTS-Statuts vom 8. März 1954 (ZB1. S. 97) sagt, 
„in sinngemäßer Anwendung des Prinzips der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung und der strengen Ein­
haltung des Vertragssystems“. Charakteristisch hierfür 
ist die überaus strenge Kontrolle der Erfüllung des 
Einnahmeplans durch die Räte der Kreise und Be­
zirke, die durch die Befugnis des Rats des Bezirks, 
die Zuführung von Haushaltsmitteln an die MTS bis 
zur Höhe der Differenz zwischen den geplanten und 
den an den Haushalt abgeführten Einnahmen zu 
kürzen, unterstrichen wird; ebenso richtet sich der Um­
fang der Finanzzuweisungen nach dem Stand der Er­
füllung des Leistungsplans.

Die Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Förderung des Kleingarten- und Siedlungswesens und 
der Kleintierzucht vom 14. Oktober 1955 (GBl. I S. 693) 
im Zusammenhang mit der Ersten Durchführungsbe­
stimmung zu der gleichen Verordnung vom 14. Oktober 
1955 (GBl. I S. 853) bringt eine wichtige Änderung der 
bisherigen — von uns in NJ 1954, S. 588 besproche­
nen — Regelung. Danach wird mit der Organisation der 
Hundezucht und des Hundesports, soweit es sich um 
Schutz- und Gebrauchshunde handelt, die Gesellschaft 
für Sport und Technik beauftragt; die betreffenden 
Sparten Hundezüchter gehen von den Kreisverbänden 
der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter zur GST 
über. Diese bildet eine „Zentrale Zuchtbuchstelle für 
Schutz- und Gebrauchshunde“ mit eigener juristischer 
Persönlichkeit.

Wir erwähnen auf diesem Gebiet schließlich die An­
ordnung zur Durchführung der vertraglichen Ferkel­
aufzucht vom 17. Oktober 1955 (GBl. II S. 366) im 
wesentlichen deshalb, um wieder einmal zu zeigen, 
daß der Fach jargon gewisser Verwaltungen auf den 
durchschnittlichen Bürger schlechthin lächerlich wirken 
muß und der Autorität des Gesetzgebers bestimmt 
nicht zuträglich ist. Die Wendung etwa, daß „die 
Käufer dieser Tiere mit dem Lebendgewicht nach den 
Bestimmungen über die Ist-Veränderung zu belasten 
sind“ (§ 1 Abs. 2 Ziff. 3), zwingt doch direkt dazu, 
sich diesen Vorgang bildlich vorzustellen. Mit welchem 
Gewicht diese Käufer dabei belastet werden, sagt der 
nächste Absatz: „Die volkseigenen Handelskontore ... 
haben zu sichern, daß das Durchschnittsgewicht der 
aufgezogenen Vertragsläufer (!) 35 kg Lebendgewicht 
nicht überschreitet.“ Etwas abgewandelt, aber um 
nichts schöner kehrt diese Bezeichnung in § 4 wieder: 
„Die Lenkung der vertraglich aufgezogenen Läufer­
schweine in die Groß-Mästereien ... erfolgt ... aus­
schließlich durch die volkseigenen Handelskontore ...“. 
Sachlich ist die Bestimmung des § 2 zu beanstanden, 
wonach für die Schlichtung von Streitigkeiten aus den 
genannten Verträgen eine bei den Räten der Kreise 
zu bildende Kommission zuständig ist; auch hier 
wieder muß sich, wie schon bei ähnlichen früheren 
Bestimmungen, in der Praxis die Streitfrage ergeben, 
ob mit dieser Vorschrift der Rechtsweg ausgeschlossen 
werden soll oder ob es sich nur um eine dem Prozeß 
vorgeschaltete Schlichtungsstelle handelt, letzterenfalls, 
ob die Anrufung dieser Schlichtungsstelle eine Prozeß­
voraussetzung sein soll oder nicht obligatorisch ist.

Unter den Normativakten zur besseren Organisie­
rung des H a n d e l s  hatten wir in NJ 1955 S. 236 die 
Anordnung über die Bildung Staatlicher Vermittlungs­
kontore für Konsumtionsgüter vom 1. September 1954 
eingehend • besprochen. Durch die Anordnung über die 
Auflösung der Staatlichen Vermittlungskontore für 
Kosumtionsgüter vom 13. Oktober 1955 (GBl. I S. 820) 
wurden diese Institutionen wieder aufgelöst und ihre 
Abwicklung den Räten der Bezirke übertragen, ohne 
daß für diese angesichts des offenbaren Fortbestehens 
eines Bedürfnisses auffällige Maßnahme irgendeine 
Erklärung ersichtlich gewesen wäre. Dafür erschien 
kurze Zeit später — diesmal im II. Teil des Gesetz-
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